
Familiennamen ihrer Kinder bestimmt haben (§ 71 
Abs. 1).

Unter Umständen haben die Annehmenden ein Inter­
esse daran, daß das Kind seinen bisherigen Familien­
namen (z. B. wegen der Verdienste seiner leiblichen 
Eltern) weiterführt. Die Bewilligung dazu kann nun­
mehr das Organ der Jugendhilfe — nach der jetzigen 
Regelung die Abteilung Innere Angelegenheiten des 
Rates des Kreises — erteilen, weil diese Entscheidung 
aus der Einsicht in die Lebensverhältnisse der Beteilig­
ten getroffen werden muß. Dafür ist das Organ der 
Jugendhilfe besser geeignet.

An den Voraussetzungen in der Person des Annehmen­
den hat der Entwurf ebenfalls nichts geändert (§ 67). Die 
pädagogischen Gesichtspunkte für die Bestätigung des 
Adoptionsantrags sind im Gesetz knapp formuliert: Die 
Annahme an Kindes Statt muß dem Wohle des Kindes 
entsprechen, und der Annehmende muß in der Lage 
sein, das Erziehungsrecht in vollem Umfange wahrzu­
nehmen (§ 68 Abs. 2). Diese Gesichtspunkte werden bei 
der Neuregelung der Aufgaben, Vollmachten und Ar­
beitsweise der Organe der Jugendhilfe breiteren Raum 
einnehmen.
Neu geregelt wurde die Rechtsförm der Adoption. Nach 
geltendem Recht ist sie — eine Nachwirkung der BGB- 
Regelung — als Vertrag zwischen dem Annehmenden 
und dem gesetzlichen Vertreter des Kindes ausgestaltet, 
der vom Organ der Jugendhilfe bestätigt werden muß. 
Der FGB-Entwurf verlangt hierfür einen staatlichen 
Akt. Die Annahme an Kindes Statt wird auf Antrag des 
Annehmenden durch Beschluß-des Organs der Jugend­
hilfe ausgesprochen. Die vertragliche Gestaltung so 
tiefgreifender familienrechtlicher Beziehungen, wie sie 
durch die Annahme an Kindes Statt ausgelöst werden, 
entspricht nicht mehr unseren Rechtsvorstellungen 
(§ 68).

Nach wie vor ist die Einwilligung der leiblichen Eltern 
des Kindes in die Adoption erforderlich (§ 69). Weil der 
Entwurf das Kind, dessen Eltern nidit miteinander 
verheiratet sind, dem Kind verheirateter Eltern gleich­
stellt, mußte klargestellt werden, daß der Vater des 
ersteren der Annahme an Kindes Statt nur zustimmen 
muß, wenn ihm das elterliche Erziehungsrecht über­
tragen wurde. In den anderen Fällen ist ungewiß, 
welche Beziehungen zwischen Kind und Vater beste­
hen. Sie müssen auf jeden Fall hinter der Notwendig­
keit zurücktreten, dem Kind durch die Adoption ein 
Elternhaus zu verschaffen. Nach wie vor kann die Ein­
willigung erteilt werden, ohne daß die Eltern die Per­
son und den Namen des Annehmenden erfahren (In­
kognito-Adoption).

Die Annahme an Kindes Statt kann unter bestimmten 
Voraussetzungen auch ohne Einwilligung der Eltern 
oder eines Elternteils ausgesprochen werden (§70). Ein 
Elternteil, der zur Abgabe einer Erklärung für eine 
längere Zeit außerstande ist, dem das Erziehungsrecht 
entzogen wurde oder dessen Aufenthalt nicht ermittelt 
werden kann, darf der günstigen Entwicklung seines 
Kindes nicht im Wege stehen. Die Praxis hat auch 
gezeigt, daß es manche Eltern gibt, die sich für die Ent­
wicklung ihres Kindes nicht interessieren, gleichwohl 
aber einer Annahme an Kindes Statt nicht zustimmen. 
In anderen Fällen wiederum ist der nicht erziehungs- 
berechtigte Elternteil zwar nicht desinteressiert, aber 
die Lebensverhältnisse des Kindes würden sich besser 
gestalten, wenn es von dem neuen Ehepartner des er- 
ziehungsberechtigten Elternteils adoptiert werden 
würde.
Bisher konnte in diesen Fällen nur dann von der Ein­
willigung abgesehen werden, wenn einem n i c h t  e r -

ziehungsberechtigten Elternteil die Entwicklung des 
Kindes gleichgültig ist und die Einwilligung böswillig 
verweigert wird. Es würde eine formelle Praxis be­
günstigen, wenn Eltern, die sich nicht um ihr Kind 
kümmern, zunächst das Erziehungsrecht entzogen wer­
den muß, um alsdann den Nachweis zu führen, daß sie 
die Einwilligung böswillig verweigern. Auf die Böswil­
ligkeit kann es zudem nicht ankommen, wenn das Wohl 
des Kindes durch die ständige Interessenlosigkeit seiner 
Eltern gefährdet ist. Es dürfte Aufgabe des Ministe­
riums für Volksbildung sein, die in der Praxis zu be­
rücksichtigenden Fälle zu verallgemeinern. Keinesfalls 
ist daran gedacht, ein Kind aus einer mehr oder weni­
ger intakten Familie „herauszuadoptieren“. Das würde 
dem Grundsatz, die Familien zur Erfüllung ihrer Erzie­
hungsaufgaben zu befähigen, widersprechen. Zur Siche­
rung der Rechte der Eltern ist im Entwurf festgelegt, 
daß der Verzicht auf die Einwilligung eines Elternteiles 
eines begründeten Beschlusses des Organs der Jugend­
hilfe bedarf, gegen den die Beschwerde zulässig ist. 
Erst nach Rechtskraft des Beschlusses kann dem Antrag 
des Annehmenden stattgegeben werden (§ 70).

Der Entwurf sieht vier Möglichkeiten der Aufhebung 
der Adoption vor. Für drei Fälle ist ein gerichtliches 
Verfahren vorgesehen, um den Ausnahmecharakter der 
Aufhebung zu betonen und das Wohl des Kindes sowie 
die Rechte der Eltern prozessual zu sichern: die Auf­
hebung auf Klage der leiblichen Eltern (§ 74), auf Klage 
der Jugendhilfe (§75), auf Klage des Annehmenden 
(§ 76). Auf Antrag des volljährigen Adoptierten und des 
Annehmenden kann das Staatliche Notariat die An­
nahme an Kindes Statt aufheben. Die Klage der Adop- 
tiv-Eltern auf Aufhebung (§ 76) ist neu eingeführt. Sie 
ist für zwei Fälle gedacht: erstens, wenn das Kind an 
einer schweren unheilbaren Krankheit (etwa einer Gei­
steskrankheit) leidet; zweitens, wenn das Kind einen 
schweren Angriff auf Leben oder Gesundheit des An­
nehmenden, dessen Ehegatten oder deren Kinder ver­
übt hat. Für den ersten Fall ist entsprechend medizi­
nischer Erkenntnis ein Zeitraum von längstens fünf 
Jahren zwischen der Annahme des Kindes und der 
Klageerhebung vorgesehen.

Aus der Regelung über die Wirkungen der Aufhebung 
(§ 78) ist hervorzuheben, daß zwar die rechtlichen Be­
ziehungen zwischen dem Kind und seinen Verwandten 
aufsteigender Linie wieder aufleben, aber den leib­
lichen Eltern nicht ohne weiteres die Erziehungsrechte 
übertragen werden. Dazu ist ein Antrag des Organs der 
Jugendhilfe an das Gericht nötig. Diese Regelung ist 
erforderlich, weil ein Versagen der Adoptiveltern oder 
Gründe in der Person des Kindes, die zur Aufhebung 
führten, in keinem Zusammenhang mit der Erziehungs­
befähigung der leiblichen Eltern stehen.

Hinweis an unsere Leser
Das 2. Maiheft der „Neuen .Justiz“ (Nr. 10) ist ebenfalls 
Problemen des Familienrechts gewidmet. Es enthält die 
wichtige Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts über 
die Bemessung des Unterhalts für minderjährige Kinder, 
in der genau festgelegt wird, welches Einkommen des 
Unterhaltsverpflichteten für die Unterhaltsleistung heran­
zuziehen ist und welche Richtsätze für die Festsetzung der 
Unterhaltsbeträge gelten. In Heft 10 werden ferner u. a. 
Materialien über die Ursachen für Ehekonflikte und Ehe­
scheidungen sowie über Möglichkeiten und Maßnahmen 
zur Erhaltung gefährdeter Ehen veröffentlicht.
Wir bitten Sie, in der öffentlichen Diskussion über den Ent­
wurf des Familiengesetzbuches auch dieses Heft zu beach­
ten. Interessierte Bürger können das Heft über die Post 
oder den örtlichen Buchhandel beziehen. D. Red.


